
§§ 308, 309 StGB
Zur Bestrafung der fahrlässigen Brandstiftung, wenn 

der Brand dadurch entstanden ist, daß ein Leiter oder 
Angestellter eines Betriebes seine Sorgfaltspflicht bei 
der Überwachung von Heizungsanlagen verletzt hat.

I
AG Langensalza, Urt. vom 9. März 1950 — 4 Ms 12/50.

Aus den G r ü n d e n :
Der Angeklagte war seit Januar 1949 B e t r i e b s ­

l e i t e r  der von den KWU des Kreises Langensalza 
gepachteten Mühle in M. Er übernahm die Mühle in 
heruntergewirtschaftetem Zustand. Er hat den Betrieb 
in Ordnung gebracht und die Produktion wesentlich ge­
steigert.

Im ersten Stock befand sich ein Aufenthaltsraum für 
die Beschäftigten. Unter diesem Raum lag das Büro. 
Zwischen dem Holzfußboden des oberen Raumes und 
der Holzdecke des unteren Raumes war keine Zwischen­
schüttung. In dem Aufenthaltsraum befand sich früher 
ein eiserner Ofen; dieser ist von dem früheren Pächter 
mitgenommen worden. Um den Raum heizen zu können, 
stellte der Angeklagte dortselbst Anfang Januar einen 
Sägespäneofen auf. Dieser besteht aus einem etwa 
15 cm hohen Untersatz, der unmittelbar auf den Fuß­
boden zu stehen kommt. Auf dem Untersatz befindet 
sich ein Mantel, in dessen Mitte im Boden sich ein 
kreisrundes Loch befindet, durch das die Sägespäne im 
Mantel in Brand gesetzt werden können. Die Inbrand­
setzung geschieht von einem Anfeuerungskasten aus, 
der sich im Untersatz unter dem Loch befindet und der 
auch bestimmt ist, die aus dem Mantel durch das Loch 
abrieselnde Glut aufzunehmen. Zwischen dem Mantel 
und dem Anfeuerungskasten befindet sich ein Schieber, 
mittels dessen die Luftzufuhr geregelt werden kann. 
Der Anfeuerungskasten befindet sich wenige Zentimeter 
über dem Fußboden. Die Verbrennung im Ofen ge­
schieht in einer Entfernung von etwa 15 cm über dem 
Fußboden. Die dabei ausgestrahlte Hitze ist imstande, 
den darunter liegenden ungeschützten Fußboden in 
Brand zu setzen. Auch besteht die Möglichkeit, daß 
durch herabfallende Glut oder unvorsichtiges Anfeuern 
dies geschieht. Deshalb besteht die Vorschrift, daß der­
artige Öfen auf einen 6 cm starken Betonsockel oder 
sonstige Steinsockel ohne Fugen gestellt werden und 
außerdem mit einem Blech mit einem Rande umgeben 
werden müssen. Der Angeklagte hat aber den Ofen 
unmittelbar ohne jede Sicherung auf dem Holzfußboden 
des Aufenthaltsraumes aufgestellt. Er hat die An­
weisung erteilt, eine Isolier-Eternitplatte zuzurichten 
und diese unter dem Ofen anzubringen. Obwohl diese 
Platte, die im übrigen wahrscheinlich nicht genügt hätte, 
nicht angebracht war, wurde der Ofen mit Wissen des 
Angeklagten in Betrieb gesetzt. Am 28. Januar ist der 
Ofen ebenfalls benutzt worden. Der Angeklagte selbst 
war an diesem Tage auswärts. Als er abends zurück­
kam, erkundigte er sich u. a. bei dem Zeugen K., der 
damals gerade die Schicht hatte, was der Ofen mache.
K. gab ihm zur Antwort, daß er gleich abgebrannt sei. 
K. hatte während seiner Schicht den Ofen nachmittags 
in Brand gesetzt. Gegen 19.30 Uhr war der Ofen aus­
gegangen. K. hat ihn dann noch etwas nachgefüllt und 
ihn dann unter Zuhilfenahme von Rohöl neu in Brand 
gesetzt. Um 21 Uhr herum war der Ofen bereits kalt. 
Um 22 Uhr war Schichtwechsel. Die Schicht wurde von 
dem Zeugen H. übernommen. Dieser stellte ebenfalls 
fest, daß der Ofen kalt war. Er hat ihn nicht wieder 
angefeuert. Um %2 Uhr nachts bemerkte der Zeuge H. 
im ersten Stock der Mühle Rauch. Er ging dem Rauche 
nach und stellte fest, daß an der Seite des Ofens feiner 
Rauch hervorkam. Er rückte daraufhin den Ofen weg 
und bemerkte, daß in der Diele ein Brandloch von 15 bis 
20 cm Größe vorhanden war. Durch das Loch konnte er, 
da die Deckenverschalung des Büroraumes ebenfalls 
durchgebrannt war, in das Büro sehen, und er stellte 
dabei fest, daß im Büro der Fußboden und die hintere 
Wand brannte. Er versuchte daraufhin zuerst mit dem 
Minimax, dann mit Wasser, das er vom Kesselraum der 
benachbarten Sägemühle geholt hatte, selbst zu löschen. 
Es gelang ihm dies aber nicht. Das Feuer breitete sich 
weiter aus und vernichtete die gesamte Mühle nebst 
den Maschinen sowie 12 592 kg Getreide und Mehl der 
Handelsmüllerei sowie Getreide, das von Kunden zur 
Lohnvermahlung übergeben worden war.

Hiernach ist das Mühlengebäude dadurch in Brand 
gesetzt worden, daß die Diele im Aufenthaltsraum durch

den Späneofen in Brand geriet. Dies ist deshalb ge­
schehen, weil der Späneofen nicht gegen die Dielung 
ordnungsmäßig gesichert war. Ob die Wärmeausstrah­
lung des Ofens oder herabgefallene Glut oder eine un­
sachgemäße Bedienung des Ofens durch den Zeugen K. 
den Brand verursacht hat, konnte nicht festgestellt wer­
den. Es wäre aber bei einer vorschriftsmäßigen Siche­
rung des Ofens durch einen Betonsockel und Bleche eine 
Inbrandsetzung der Diele unter dem Ofen nicht möglich 
gewesen. Der Brand ist also durch die fehlende Siche­
rung des Ofens gegen die Dielung verursacht worden, 
und zwar durch Fahrlässigkeit des Angeklagten. Er hat 
seine pflichtmäßige Aufmerksamkeit vernachlässigt. 
Als Betriebsleiter war er für die ordnungsmäßige Auf­
stellung des Ofens verantwortlich. Er war sich, wie sich 
aus der Tatsache ergibt, daß er die Herrichtung einer 
Isolierplatte zur Absicherung gegen die Holzdielen ange­
ordnet hatte, bewußt, daß der Ofen ohne eine solche 
Sicherung eine Inbrandsetzung der Diele verursachen 
und damit auch die Vernichtung des Mühlengebäudes 
zur Folge haben könnte. Gleichwohl hat der Angeklagte 
gestattet, daß der Ofen in Betrieb genommen wurde. 
Er hat damit seine Pflicht als Betriebsleiter gröblich 
verletzt und durch seine Fahrlässigkeit den Brand der 
Mühle herbeigeführt. Er hat sich damit der fahrlässigen 
Brandstiftung im Sinne des § 309 StGB in Verbindung 
mit § 308 StGB schuldig gemacht.

Durch den Brand sind die Maschinen der Mühle ver­
nichtet worden. Der Angeklagte hat damit Gegenstände, 
die wirtschaftlichen Leistungen zu dienen bestimmt 
waren, ihrem bestimmungsgemäßen Gebrauch entzogen. 
Ferner sind Getreide und Mehl von mehreren hundert 
Zentnern verbrannt oder unbrauchbar geworden; da­
durch sind Rohstoffe und Erzeugnisse entgegen dem 
ordnungsmäßigen Wirtschaftsablauf vernichtet worden. 
Durch die Vernichtung der Maschinen sowie des Ge­
treides und Mehles wird die Durchführung der Wirt­
schaftsplanung und die Versorgung der Bevölkerung 
gefährdet. Demnach hat der Angeklagte auch die Tat­
bestandsmerkmale des § 1 Abs. 1 Ziffer 2 und 3, Abs. 2 
WStrVO erfüllt. Da dieses Vergehen durch ein und 
dieselbe Handlung wie die fahrlässige Brandstiftung 
begangen worden ist, liegt Tateinheit im Sinne des § 73 
StGB vor. Die Strafe war, da § 1 Abs. 2 WStrVO die 
schwerere Strafe androht, aus dieser Vorschrift zu ent­
nehmen. Bei der Strafzumessung war folgendes zu be­
rücksichtigen:

Der Angeklagte hat grob fahrlässig gehandelt und 
dadurch einen die Allgemeinheit schwer treffenden, 
erheblichen Schaden angerichtet. Er hat aber sonst mit 
viel Umsicht und mit großer Mühe die Mühle, die er 
in heruntergewirtschaftetem Zustande übernommen 
hatte, in Ordnung gebracht und erfolgreich verwaltet. 
Er ist bisher nicht bestraft und offenbar auch willens, 
mit seiner ganzen Kraft bei dem Wiederaufbau der 
Mühle zu helfen und so den entstandenen Schaden, so­
weit es überhaupt geht, wieder gut zu machen. Mit 
Rücksicht auf diese Umstände hat das Gericht eine Ge­
fängnisstrafe von einem Jahr für ausreichend, aber 
auch erforderlich gehalten, um die die Allgemeinheit 
schwer schädigende Tat zu sühnen.

II
LG Leipzig, Urt. vom 11. April 1950 — 2/50/50 

Aus den G r ü n d e n :
Der Angeklagte B. ist seit 1920 technischer Ober­

inspektor des Krankenhauses St. Jacob. Er hat alle 
technischen Einrichtungen zu überwachen und zu unter­
halten, dafür hatte er etwa 60 Mann Personal, z. B. 
Heizer, Klempner, Schlosser, Tischler, Maurer usw. Zu 
seinem besonderen Aufgabengebiet gehörte auch die 
Überwachung der Heizungseinrichtungen.

Infolge der überhandnehmenden Diebstähle in dem 
großen Komplex des Krankenhauses St. Jacob hatte die 
BGL eine zusätzliche Nachtwache auf freiwilliger Basis 
eingerichtet. Diese Wache wurde täglich von zwei an­
deren Betriebsangehörigen ausgeführt. Als Wachstube 
wurde ein kleiner Raum in einer als Magazin benutzten 
Holzbaracke eingerichtet. Dieser wurde zuerst mit 
einem elektrischen Ofen geheizt. Da er aber den Raum 
nicht ausheizte, wurde auf Veranlassung des Verwal­
tungsdirektors ein transportabler Kachelofen in dem 
Wachraum aufgestellt. Auch dieser heizte den Raum 
noch nicht aus. Deshalb wurde der Ofen nochmals aus­
gewechselt und ein eiserner Füllofen, den B. selbst
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